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1. Einleitung

Der handel mit landwirtschaftlichen Verarbeitungsprodukten zwi-
schen der schweiz und der eu wird im rahmen des Protokolls nr. 
2 zum freihandelsabkommen (fhA) von 1972 geregelt.1 Die han-
delsbilanz der schweiz mit der eu im rahmen des Protokolls nr. 2 
ist wertmässig positiv. Die schweizer exporte beliefen sich im Jahr 
2011 auf rund 3,7 Mrd. franken und übertrafen damit die importe 
um rund 1 Mrd. franken.2 Gleichzeitig steht das Protokoll nr. 2 von 
verschiedenen seiten unter Druck, was seine Zukunft in frage stellt. 
Das Grundproblem stellen die Ausfuhrbeiträge im rahmen des Preis-
ausgleichmechanismus dar.

Das Protokoll nr. 2 wurde im Abkommen über landwirtschaftliche 
Verarbeitungsprodukte im rahmen der Bilateralen Verhandlungen 
ii (2004) revidiert.3 Die vorliegende Arbeit konzentriert sich auf das 
revidierte Protokoll nr. 2 und analysiert dessen Bedeutung für die 
schweiz. hierfür wird differenziert zwischen den preisausgleichbe-
rechtigen Produkten und den freihandelsprodukten, welche im Gel-
tungsbereich des Protokolls liegen. Die Arbeit zeigt auf, dass die 
gegenseitige Zollfreiheit für die freihandelsprodukte aus volkswirt-
schaftlichter Perspektive positiv ist. Die Preisausgleichmassnahmen 
für die preisausgleichberechtigten Produkte sind hingegen in erster 
Linie für die Landwirtschaft von Bedeutung. Gesamtvolkswirtschaft-
lich betrachtet wäre die Alternative eines umfassenden freihandels
1 Protokoll nr. 2 vom 22. Juli 1972 über bestimmte landwirtschaftliche Verarbeitungs- 
erzeugnisse (sr 0.632.401.2).
2 statistische Angaben von Peter huber (secO), 2012. (Vgl. Kapitel 4.1)
3 Abkommen vom 26. Oktober 2004 zwischen der schweizerischen eidgenossen-
schaft und der europäischen Gemeinschaft zur Änderung des Abkommens zwischen 
der schweizerischen eidgenossenschaft und der europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft vom 22. Juli 1972 in Bezug auf die Bestimmungen über landwirtschaftliche Ver- 
arbeitungserzeugnisse (sr 0.632.401.23).



8

im Agrar- und Lebensmittelbereich mit der eu wohlfahrtssteigernd, 
womit auch die Preisausgleichmassnahmen überflüssig würden. Auf-
grund verschiedener faktoren ist ein solcher freihandel mit der eu, 
oder eine vergleichbare Liberalisierung auf multilateraler ebene, je-
doch nicht absehbar. Gleichzeitig besteht auf internationaler ebene 
der Druck, alle exportsubventionen, worunter auch die Ausfuhrbeiträ-
ge im rahmen des Preisausgleichmechanismus fallen, abzubauen. 
somit dürften in Zukunft Alternativen in form einer Ausweitung des 
aktiven Veredelungsverkehrs sowie möglicherweise der branchenin-
ternen privatrechtlichen Massnahmen weiter an Bedeutung gewinnen.

Diese Arbeit ist wie folgt strukturiert: in einem ersten schritt werden 
die wichtigsten Aspekte des Protokolls nr. 2 kurz präsentiert. Danach 
werden verschiedene herausforderungen in Bezug auf das Protokoll 
nr. 2 diskutiert und die Wirkungen von importzöllen und exportsub-
ventionen aus einer volkswirtschaftlichen Perspektive beleuchtet. in 
Kapitel 5 wird basierend darauf die Bedeutung des Protokolls nr. 2 
für die schweiz analysiert. hierfür wird zunächst die entwicklung des 
handels im rahmen des Protokolls nr. 2 dargestellt. Danach wird 
die Bedeutung dieses Protokolls für die beiden hauptsächlich betrof-
fenen sektoren, die Landwirtschaft und die nahrungsmittelindustrie, 
untersucht. schliesslich werden die gesamtwirtschaftliche Bedeutung 
für die schweiz erörtert und der handlungsdruck sowie mögliche Zu-
kunftsszenarien dargestellt. 



9

2. protokoll Nr. 2 – worum geht es?

Das Protokoll nr. 2 zum freihandelsabkommen (fhA) zwischen der 
schweiz und der eu von 1972 regelt den handel mit landwirtschaft-
lichen Verarbeitungsprodukten.4 Das fhA legt die Grundlage für den 
freihandel mit industriellen Gütern, während die Landwirtschaftspro-
dukte  vom Geltungsbereich des Abkommens ausgeschlossen sind. 
Die landwirtschaftlichen Verarbeitungsprodukte wiederum, wie z.B. 
schokolade und teigwaren, nehmen eine sonderstellung zwischen 
industrie (freihandel) und Landwirtschaft (Agrarschutz) ein, da sie 
sowohl einen Agrarrohstoffteil als auch einen industriellen Verarbei-
tungsteil umfassen. Basierend auf dem Protokoll nr. 2 wurden die 
Zölle auf dem industriellen Verarbeitungsteil dieser Produkte aufge-
hoben und für den Agrarrohstoffteil ein so genannter Preisausgleich-
mechanismus eingeführt.5 

Die Logik des Preisausgleichmechanismus liegt darin, den Wettbe-
werbsnachteil hoher Agrarrohstoffpreise durch entsprechende ein-
fuhrabgaben (importzölle) und Ausfuhrbeiträge (exportsubventionen) 
auszugleichen. einfuhrabgaben verteuern die in den importierten 
Produkten enthaltenen Agrarrohstoffe, während die Ausfuhrbeiträge 
die in den exportierten Produkten enthaltenen Agrarrohstoffe ver-
billigen.6 im schweizerischen Landesrecht stützen sich diese Preis-

4 Protokoll nr. 2 vom 22. Juli 1972 über bestimmte landwirtschaftliche Verarbeitungs- 
erzeugnisse (sr 0.632.401.2).
5 roth, thomas (2004): „Abkommen über verarbeitete Landwirtschaftsprodukte – 
eine neue etappe in den freihandelsbeziehungen mit der eu“. Die Volkswirtschaft 
9.2004. sowie integrationsbüro eDA/eVD (2011): „Landwirtschaftliche Verarbeitungs- 
produkte: informationsblatt“ 8.2011.
6 roth, thomas (2004): „Abkommen über verarbeitete Landwirtschaftsprodukte – 
eine neue etappe in den freihandelsbeziehungen mit der eu“. Die Volkswirtschaft 
9.2004. sowie integrationsbüro eDA/eVD (2011): „Landwirtschaftliche Verarbeitungs- 
produkte: informationsblatt“ 8.2011.
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ausgleichmassnahmen auf das so genannte „schoggigesetz“.7 Das 
schoggigesetz kommt sowohl im rahmen des Protokolls nr. 2, als 
auch im rahmen des handels zwischen der schweiz und weiterer 
handelspartner zur Anwendung. 

Die schweiz verfolgt mit dem Preisausgleichmechanismus im rah-
men des schoggigesetzes das Ziel, eine wettbewerbsfähige schwei-
zer nahrungsmittelindustrie zu ermöglichen, bei gleichzeitig hohem 
Grenzschutz in der Landwirtschaft.8 es soll sichergestellt werden, 
dass die schweizer nahrungsmittelindustrie inländische Agrarroh-
stoffe verarbeitet und dabei gleichzeitig auf dem inländischen Markt 
(durch einfuhrabgaben) wie ausländischen Markt (durch Ausfuhrbei-
träge) wettbewerbsfähig ist. Preisausgleichmassnahmen kommen 
nicht nur für Agrarrohstoffe (z.B. Milch, Getreide) zur Anwendung, 
sondern auch für Zwischenprodukte der 1. Verarbeitungsstufe (z.B. 
Butter, Mehl).9 Von Bedeutung ist der Preisausgleich insbesonde-
re für verarbeitete Milch- und Getreideprodukte.10 Auch wenn das 
schoggigesetz nur indirekt ein agrarpolitisches instrument ist, so 
hat es zum Ziel, agrarpolitisch bedingte Preisunterschiede auszu-
gleichen.11 Das schoggigesetz kann somit als eine Konsequenz der 
schweizer Agrarpolitik betrachtet werden. 

im rahmen der Bilateralen Verhandlungen ii (2004) wurde das Pro-

7 Bundesgesetz vom 13. Dezember 1974 über die ein- und Ausfuhr von erzeugnissen 
aus Landwirtschaftsprodukten (sr 632.111.72).
8 tinner, Willy (2006) „Landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse: Würdigung des 
Abkommens“, in Kaddous, christine / Jametti Greiner, Monique (hrsg.): Bilaterale 
Abkommen ii schweiz-eu und andere neue Abkommen. Genf, Basel (etc.): helbling 
& Lichtenhahn (etc.), s. 657-674.
9 Verordnung über die Ausfuhrbeiträge für erzeugnisse aus Landwirtschaftsprodukten 
vom 23. november 2011 (sr 632.111.723), Art.1.
10 Persönliche Auskunft von Markus schlagenhof (secO), 31.5.2012.
11 BLW:„Agrarbericht 2011“, Bundesamt für Landwirtschaft, Bern. s. 107.
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tokoll nr. 2 im Abkommen über landwirtschaftliche Verarbeitungspro-
dukte revidiert.12 Mit dem Abkommen konnten die Verhandlungsziele 
der schweiz vollumfänglich erreicht werden.13 für die vorliegende Ar-
beit sind insbesondere die dadurch erzielte Vereinfachung des Preis-
ausgleichmechanismus und die erweiterung des Produktdeckungs-
bereichs von Bedeutung: 

Die Vereinfachung des Preisausgleichmechanismus hatte die so ge-
nannte nettopreis-Kompensation zur folge. Vor der revision waren 
die Preisausgleichmassnahmen der schweiz und der eu auf das 
Weltmarktpreisniveau ausgerichtet. Mit der nettopreis-Kompensation 
wird  nun nicht mehr die Differenz zum Weltmarktpreis als referenz 
für die Berechnung der Preisausgleichmassnahmen herbeigezogen, 
sondern nur noch die kleinere Differenz zwischen den schweizer 
und den eu-Agrarrohstoffpreisen. Da die Agrarrohstoffpreise in der 
schweiz in der regel höher sind als in der eu, trifft nur noch die 
schweiz Preisausgleichmassnahmen. Gleichzeitig werden dadurch 
die schweizerischen Ausfuhrbeiträge und einfuhrabgaben reduziert.14 

im rahmen der erweiterung des Produktdeckungsbereichs wurde 
die Liste der Produkte erweitert, für welche gegenseitige Zollfreiheit 
gilt. für die schweiz von interesse war insbesondere der freihan-
del für nahrungsergänzungsmittel, Phytopharmaka, röstkaffee und 
löslichen Kaffee. Die Aufnahme von u.a. spirituosen, hefe und es-

12 Abkommen vom 26. Oktober 2004 zwischen der schweizerischen eidgenossen-
schaft und der europäischen Gemeinschaft zur Änderung des Abkommens zwischen 
der schweizerischen eidgenossenschaft und der europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft vom 22. Juli 1972 in Bezug auf die Bestimmungen über landwirtschaftliche 
Verarbeitungserzeugnisse (sr 0.632.401.23).
13 Botschaft zur Genehmigung der bilateralen Abkommen zwischen der schweiz und 
der europäischen union, einschliesslich der erlasse zur umsetzung der Abkommen 
(„Bilaterale ii“) vom 1. Oktober 2004. s. 6035.
14 ibid. s. 5996-5997.
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sig entsprach den interessen der eu. Diese freihandelsprodukte un-
terliegen nicht dem Preisausgleich, da sie keine agrarpolitisch rele-
vanten Agrarrohstoffe (wie u.a. Milch, Getreide) beinhalten.15

Das Protokoll nr. 2 umfasst zwei Produktekategorien. für die landwirt-
schaftlichen Verarbeitungsprodukte der tabelle i kommt der Preisaus-
gleichmechanismus zur Anwendung (preisausgleichberechtigte Pro-
dukte), während für die landwirtschaftlichen Verarbeitungsprodukte 
der tabelle ii gegenseitige Zollfreiheit gilt (freihandelsprodukte).16

3. aktuelle Herausforderungen in Bezug auf das protokoll 
Nr. 2

Das Protokoll nr. 2 steht heute von verschiedenen seiten unter Druck, 
was seine Zukunft in frage stellt. Das Grundproblem stellen die Aus-
fuhrbeiträge im rahmen des Preisausgleichmechanismus dar.  

Der ursprung des Problems liegt darin, dass sich exportsubventionen 
zunehmend zu einem international inakzeptablen handelspolitischen 
instrument entwickelt haben. Die Ausfuhrbeiträge im rahmen des 
Preisausgleichmechanismus entsprechen einer exportsubvention, 
auch wenn das Ziel lediglich der Ausgleich der Preise der Agrarroh-
stoffe ist, um den durch den hohen Grenzschutz verursachten Wett-
bewerbsnachteil aufzuheben und nicht die schaffung eines darüber 
hinausgehenden Wettbewerbsvorteils für die schweizer nahrungs-
mittelindustrie.17 
15 roth, thomas (2004): „Abkommen über verarbeitete Landwirtschaftsprodukte – 
eine neue etappe in den freihandelsbeziehungen mit der eu“. Die Volkswirtschaft 
9.2004.
16 Protokoll nr. 2 vom 22. Juli 1972 über bestimmte landwirtschaftliche Verarbei-
tungserzeugnisse (sr 0.632.401.2), tabelle i und ii. 
17 tinner, Willy (2006) „Landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse: Würdigung 
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im folgenden wird auf verschiedene aktuelle herausforderungen 
betreffend die Zukunft des Protokolls nr. 2 eingegangen. Beleuchtet 
werden die entwicklungen auf multilateraler ebene im rahmen der 
WtO, die Budgetknappheit des schoggigesetzes sowie der aktuelle 
Beziehungsstand zwischen der schweiz und der eu hinsichtlich des 
Protokolls nr. 2. 

3.1 Multilaterale Entwicklungen im rahmen der WTo 

Am Ministertreffen in hongkong im Jahr 2005 beschlossen die WtO-
Mitglieder alle exportsubventionen bis ende 2013 abzuschaffen 
und die höhe dieser Beiträge vor diesem Zeitpunkt schrittweise und 
substanziell zu kürzen. Die implementierung dieses Beschlusses 
setzt allerdings den Abschluss der Doha-runde voraus.18 Bereits im 
Rahmen der Uruguay-Runde von 1994 verpflichteten sich die WTO-
Mitglieder darauf, die Ausfuhrbeiträge für landwirtschaftliche Verar-
beitungsprodukte zu beschränken. Basierend darauf hält die WtO-
Verpflichtungsliste der Schweiz fest, dass sie jährlich maximal 114,9 
Mio. franken für exportsubventionen auf landwirtschaftliche Verar-
beitungsprodukte entrichten darf.19  

Die Zukunft der WtO Doha-runde und damit jene der Agrarverhand-
lungen ist ungewiss. Die themen liegen jedoch weiterhin auf dem 
tisch. Die exportsubventionen stehen für ihre verzerrende Wirkung 

des Abkommens“, in Kaddous, christine / Jametti Greiner, Monique (hrsg.): Bilaterale 
Abkommen ii schweiz-eu und andere neue Abkommen. Genf, Basel (etc.): helbling 
& Lichtenhahn (etc.), s. 671.
18 WtO: „Ministerial Declaration adopted on 18 December 2005“, Paragraph 6, 
sowie interpellation 10.3735 Grin Jean-Pierre: „Zukunft des „schoggigesetzes“, 
Antwort des Bundesrates vom 17.11.2010.
19 WtO: “Goods schedule annexed to Marrakesh Protocol, Liste LiX (59)”, che4-
201.
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auf die internationalen Agrarmärkte unter breiter Kritik und die über-
wiegende Mehrzahl der WtO-Mitgliedstaaten richtet keine solchen 
subventionen mehr aus. Die schweiz selbst hat auf ende 2009 ihre 
exportsubventionen für Agrarrohstoffe abgeschafft. Vor diesem hin-
tergrund bleibt der Druck, die exportsubventionen gänzlich abzu-
schaffen, bestehen.20 

3.2 Budgetknappheit des schoggigesetzes

Abgesehen vom internationalen Druck auf die exportsubventionen 
stellt die Budgetknappheit des schoggigesetzes und die dadurch 
ungenügend zur Verfügung stehenden Ausfuhrbeiträge ein weiteres 
hindernis für die Anwendung des schoggigesetzes und somit des 
Protokolls nr. 2 dar. im Jahr 2011 wurden 65% der Ausfuhrbeiträge 
des schoggigesetzes im rahmen des Protokolls nr. 2 für exporte in 
die eu eingesetzt.21

Das ordentliche Budget des schoggigesetzes hat sich seit 2004 suk-
zessive verkleinert, wobei aber seit 2009 verschiedene nachkredite 
(nK) sowie ein Zusatz im rahmen der Bekämpfung der frankenstär-
ke gewährt wurden (vgl. tabelle 1). in den Jahren 2007 und 2008 
war der Mittelbedarf aufgrund hoher Weltmarktpreise für rohstoffe 
insgesamt kleiner. seit dem 1. Mai 2010 ist es jedoch erstmals teil-
weise nicht mehr möglich, die gesamte Preisdifferenz durch Ausfuhr-
beiträge auszugleichen, da der Mittelbedarf das Budget übersteigt. 
Bis anhin waren teilkompensationen der Preisausgleichdifferenz von 
teilweise nur noch 50% die folge. für das laufende Jahr 2012 sind  
wiederum 70 Mio. franken gesprochen worden.22 

20 Persönliche Auskunft von remigi Winzap (secO), 30.3.2012.
21 Persönliche Auskunft von Peter huber (secO), 6.6.2012.
22 ibid.
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2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

114,9  90 90 79,2 75 93 (inkl. 18 

nK) 

77,6 (inkl. 7,6 

nK) 

76,3 (inkl. 6,3 

frankenstärke) 

tab. 1: schoggigesetz-Budget in Mio. franken. Quelle: Peter huber (secO), 2012. 

Die sukzessive Verkleinerung des ordentlichen Budgets lässt sich 
zumindest teilweise durch die in 3.1 beschriebene Verpflichtung der 
schweiz im rahmen der WtO-Ministererklärung von hongkong von 
2005 erklären.23 Dank der im Abkommen über landwirtschaftliche Ver-
arbeitungsprodukte ausgehandelten netto-Preiskompensation konn-
te der Mittelbedarf des schoggigesetzes verkleinert werden. heute 
ist er jedoch aufgrund der Zunahme bei den exporten wieder ange-
stiegen.24

Als folge der nicht ausreichenden Budgetmittel kommen gestützt auf 
das Zollgesetz privatrechtliche Massnahmen sowie der aktive Ver-
edelungsverkehr zur Anwendung.25 Bei den privatrechtlichen Mass-
nahmen geht es darum, dass sich die Landwirtschaft und teilweise 
die 1. Verarbeitungsstufe (z.B. Milchpulverhersteller oder Müller) or-
ganisiert um die verbleibende Preisdifferenz von inländischen Agrar-
rohstoffen (oder Zwischenprodukten), welche für exportprodukte be-
stimmt sind, zu kompensieren.26 Die folge ist eine Verbilligung der in-
ländischen Agrarrohstoffe, welche für exportprodukte bestimmt sind. 
Wenn aber im inland die benötigten Agrarrohstoffe nicht genügend 
und ohne Preisnachteil verfügbar sind und diese privatrechtlichen 
Massnahmen nicht zur Anwendung kommen, besteht gestützt auf 

23 interpellation 10.3735 Grin Jean-Pierre: „Zukunft des „schoggigesetzes“, Antwort 
des Bundesrates vom 17.11.2010.
24 Persönliche Auskunft von Markus schlagenhof (secO), 31.5.2012.
25 Zollgesetz vom 18. März 2005 (sr 631.0), Art.12, Abs. 3. 
26 Persönliche Auskunft von Jacques chavaz und Kilian Greter (beide BLW), 
10.7.2012.
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das Zollgesetz Anrecht auf den aktiven Veredelungsverkehr.27 
im rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs kann die verarbeitende 
nahrungsmittelindustrie die für ihre exportprodukte benötigten Agrar-
rohstoffe zollfrei in die schweiz importieren.28 

Obwohl seit Mai 2010 die Ausfuhrbeiträge des Bundes nicht mehr 
immer ausreichen, konnte kein markanter Anstieg des aktiven Ver-
edelungsverkehrs beobachtet werden.29 Dies lässt sich dadurch er-
klären, dass die beiden hauptsächlich durch die Budgetknappheit 
betroffenen sektoren, die Milchbranche und die Getreidebranche, 
privatrechtliche Massnahmen ergreifen.30 Damit soll verhindert wer-
den, durch den aktiven Veredelungsverkehr Marktanteile an auslän-
dische Agrarrohstoffanbieter zu verlieren. so hat beispielsweise die 
Branchenorganisation Milch (BO Milch) im Jahr 2010 einen interven-
tionsfond beschlossen. Der fonds wird durch einen Beitrag sämt-
licher Milchproduzenten und Molkereimilchverarbeiter von 0,5 rp./kg 
finanziert und kompensiert die Erstattungslücke bei den öffentlichen 
Ausfuhrbeiträgen teilweise.31

Diese situation der ungenügend zur Verfügung stehenden Aus-
fuhrbeiträge führt zu Differenzen innerhalb der Branche über den 
Beteiligungsgrad an diesen privatrechtlichen Massnahmen.32 Zur 
Branche zählen die Landwirtschaft (Primärproduzent), die Verarbei-

27 Zollgesetz vom 18. März 2005 (sr 631.0), Art.12, Abs. 3.
28 siehe für weitergehende informationen eidgenössische Zollverwaltung eZV, 
http://www.ezv.admin.ch.
29 Persönliche Auskunft von Jacques chavaz und Kilian Greter (beide BLW), 
10.7.2012.
30 ibid.
31 BO Milch: „interventionsfond“, http://www.ip-lait.ch., zuletzt besucht am 21.7.2012.
32 Persönliche Auskunft von Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012. siehe 
auch Wyss-Aerni, roland (2008): „rohstoffverbilligung kommt die Bauern teuer“, 
Landwirtschaftlicher informationsdienst LiD, 31.3.2008.
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ter der 1. stufe (z.B. Milchpulverhersteller) und die Verarbeiter der 
2. stufe (die verarbeitende nahrungsmittelindustrie).33 insbeson-
dere die Landwirtschaft selbst sieht sich bestraft, da sie einen teil 
des Ausgleichs der rohstoffpreisdifferenz selbst bezahlen muss.34 
Auf der anderen seite bemängelt die verarbeitende nahrungsmit-
telindustrie im Zusammenhang mit der knappen Budgetsituation 
in erster Linie eine gewisse Planungs- und rechtsunsicherheit.35 

3.3 stand der Beziehungen schweiz-Eu in Bezug auf das proto-
koll Nr. 2

neben den entwicklungen auf multilateraler ebene betreffend den 
Abbau von exportsubventionen und der Budgetknappheit des schog-
gigesetzes, bildet die Beziehung schweiz-eu in Bezug auf die um-
setzung des Protokolls nr. 2 die dritte front, welche es zu beachten 
gilt. 

Die EU ist der Ansicht, dass aufgrund von Verpflichtungen im WTO-
Agrarabkommen die schweizer Ausfuhrbeiträge für landwirtschaft-
liche Verarbeitungsprodukte bereits heute nicht WtO-konform 
seien.36 Des Weiteren verzichtet die eu selbst im rahmen ihrer frei-
handelsabkommen seit geraumer Zeit auf Preisausgleichmassnah-
men für landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte und gewährt ihren 

33 Persönliche Auskunft von Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012.
34 Wyss-Aerni, roland (2008): „rohstoffverbilligung kommt die Bauern teuer“, 
Landwirtschaftlicher informationsdienst LiD, 31.3.2008.
35 Persönliche Auskunft von Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012, sowie 
von franz urs schmid (fial), 11.7.2012.
36 schweizer Bauer (2009): „einigung bei rohstoffpreisausgleich“, 19.12.2009, 
sowie neue Zürcher Zeitung nZZ (2009): „ehrgeizige Verhandlungsziele für eu-
Agrarabkommen“, 27.6.2009.
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handelspartnern weitgehend Zollfreiheit.37 Die schweiz teilt die inter-
pretation der eu betreffend die WtO-Widrigkeit ihrer Ausfuhrbeiträge 
allerdings nicht.38

Durch die 2008 eröffneten Verhandlungen über ein freihandelsab-
kommen im Agrar- und Lebensmittelbereich (fhAL) konnten die Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen der schweiz und der eu hinsicht-
lich des Protokolls nr. 2 in der Vergangenheit zur seite geschoben 
werden.39 Das fhAL sieht eine umfassende Liberalisierung des han-
dels mit Agrargütern und Lebensmitteln vor, womit auch das Protokoll 
nr. 2 abgeschafft würde.40 
Diese Verhandlungen sind aber zwischenzeitlich aufgrund verschie-
dener faktoren ins stocken geraten. nebst Differenzen über den 
Verhandlungsgegenstand werden die Verhandlungen von den allge-
meinen institutionellen fragen überschattet.41 ferner sind die Ver-
handlungen in der schweiz innenpolitisch unter Druck geraten. im 
März 2012 wurde eine Motion vom Parlament verabschiedet, welche 
verlangt, die Verhandlungen mit der eu im Agrar- und Lebensmittel-
bereich zu stoppen, solange kein Abschluss der WtO Doha-runde 
zustande kommt.42 Gleichzeitig wurde eine Motion vom ständerat 
angenommen, welche den Bundesrat beauftragt, eine standortbe-
stimmung der Verhandlungen vorzunehmen und Alternativen aufzu-
zeigen.43 
37 Persönliche Auskunft von Peter huber (secO), 6.6.2012.
38 schweizer Bauer (2009): „einigung bei rohstoffpreisausgleich“, 19.12.2009, 
sowie neue Zürcher Zeitung nZZ (2009): „ehrgeizige Verhandlungsziele für eu-
Agrarabkommen“, 27.6.2009.
39 ibid.
40 BLW:„Agrarbericht 2011“, Bundesamt für Landwirtschaft, Bern. s. 191.
41 ibid. s. 186.
42 Motion 10.3818 Darbellay christophe: „Verhandlungen mit der eu über ein 
freihandelsabkommen im Agrar- und Lebensmittelbereich stoppen“, eingereicht am 
1.10.2010.
43 Motion 12.3014 Kommission für Wirtschaft und Abgaben sr: „Kontrollierte 
Öffnung im Agrarbereich statt Verhandlungsverbot“, eingereicht am 14.2.2012.
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3.4 Fazit

es überrascht kaum, dass heute das Protokoll nr. 2 unter Druck 
steht und dies hauptsächlich aufgrund der darin vorgesehenen ex-
portsubventionen. Bereits in der Würdigung des Abkommens über 
landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte hielt der damalige Leiter 
der schweizerischen Verhandlungsdelegation fest, dass die dauer-
hafte Lösung darin bestehen würde, in das freihandelsabkommen 
zwischen der schweiz und der eu (damals eG) auch den gesamten 
Agrarbereich einzuschliessen.44

sollte den Verhandlungen über einen freihandel im Agrar- und Le-
bensmittelbereich nicht bald neues Leben eingehaucht werden, muss 
damit gerechnet werden, dass der Druck auf das Protokoll nr. 2 sei-
tens der eu steigen wird.45

4. Wirkungen von Importzöllen und Exportsubventionen

in diesem Kapitel werden die Wirkungen von importzöllen und ex-
portsubventionen aus volkswirtschaftlicher Perspektive beleuchtet. 
Der fokus liegt auf den Konsequenzen für das Land selbst, welches 
sich dieser handelspolitischen instrumente bedient. 

Dieses Verständnis ist für die Analyse der Bedeutung des Protokolls 
nr. 2 für die schweiz im darauffolgenden Kapitel hilfreich. 

44 tinner, Willy (2006) „Landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse: Würdigung 
des Abkommens“, in Kaddous, christine / Jametti Greiner, Monique (hrsg.): Bilaterale 
Abkommen ii schweiz-eu und andere neue Abkommen. Genf, Basel (etc.): helbling 
& Lichtenhahn (etc.), s. 674.
45 Vgl. Aussage von Markus schlagenhof (secO) im schweizer Bauer (2009): 

„einigung bei rohstoffpreisausgleich“, 19.12.2009.
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4.1 Wirkungen von Importzöllen46

Abb. 1: Wirkungen von importzöllen. Quelle: in Anlehnung an Krugman, Paul / Obstfeld, Maurice (2000).

Abbildung 1 stellt ein kleines Land mit inländischer Angebots- und 
nachfragekurve dar. ein kleines Land ist nicht in der Lage den Aus-
landpreis zu verändern und sieht sich dem gegebenen Weltmarkt-
preis PWelt gegenüber. 

Bei freihandel ist der inlandspreis gleich dem Weltmarktpreis PWelt. 
im inland wird die Quantität A1 produziert und die Quantität A1n1 wird 
importiert. Wenn dieses Land nun einen importzoll einführt, steigt der 
inländische Preis um den Betrag des Zolls auf PZoll. Die Wirkungen 
dieses importzolles im inland sind die folgenden: Der Konsum ver-
ringert sich von n1 auf n2 aufgrund der höheren Preise. Die Produk-
tion vergrössert sich von A1 auf A2 ebenfalls aufgrund der höheren 

46 Basiert auf Krugman, Paul / Obstfeld, Maurice (2000): „international economics, 
theory and Policy, fifth edition“, Addison-Wesley. s. 190-198.
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Preise. es kommt dadurch zu einer umverteilung der Wohlfahrt von 
Konsumenten zu Produzenten. Die Konsumentenrente sinkt um den 
Betrag von a + b + c + d. Die Produzentenrente dagegen steigt um 
den Betrag von a. Die importe verringern sich von A1n1 auf A2n2. Die 
staatseinnahmen der Zolleinnahmen belaufen sich auf c (Betrag des 
Zolls multipliziert mit der importmenge A2n2). Der resultierende Wohl-
fahrtsverlust umfasst den Betrag b + d. Dieser Effizienzverlust ist das 
resultat der Verzerrung der Produktions- und Konsumanreize durch 
den Zoll. Die einführung eines importzolls durch ein kleines Land ist 
für das Land gesamtvolkswirtschaftlich gesehen wohlfahrtsmindernd. 

nachfolgend werden die gleichen Überlegungen für den fall einer 
exportsubvention durchgespielt. 

4.2 Wirkungen von Exportsubventionen47

Abb. 2: Wirkungen von exportsubventionen. Quelle: in Anlehnung an Krugman, Paul / Obstfeld, Maurice (2000). 

47 Basiert auf Krugman, Paul / Obstfeld, Maurice (2000): „international economics, 
theory and Policy, fifth edition“, Addison-Wesley. s. 198-199.
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Auch die Abbildung 2 stellt ein kleines Land dar, welches den Welt-
marktpreis PWelt nicht beeinflussen kann. Angebot A und Nachfrage N 
stellen die inländische Angebots- und nachfragekurve dar.

Bei freihandel ist der inlandspreis gleich dem Weltmarktpreis PWelt. 
Das Land exportiert die überschüssige Menge A1n1. im falle einer 
exportsubvention steigt der inländische Preis um den Betrag der ex-
portsubvention auf Psubvention. Die Wirkungen dieser exportsubvention 
im inland sind die folgenden: Der export vergrössert sich auf A2n2. 
Die Konsumentenrente sinkt um den Betrag von a + b, während die 
Produzentenrente um den Betrag von a + b + c steigt. erneut kommt 
es zu einer umverteilung der Wohlfahrt von Konsumenten zu Produ-
zenten. Die Kosten für den staat ergeben sich aus der exportmenge 
multipliziert mit der exportsubvention, was dem Betrag von b + c + d 
entspricht. Der aus der exportsubvention resultierende Wohlfahrts-
verlust beläuft sich auf den Betrag von b + d. 

4.3 Fazit

Welche folgerungen können aus der obenstehenden theoretischen 
Analyse von importzöllen und exportsubventionen auf den Preisaus-
gleichmechanismus im rahmen des Protokolls nr. 2 und der ihm zu 
Grunde liegenden Grenzschutz geschlossen werden? 

Die Analyse der Wirkungen von importzöllen für ein kleines Land 
kann auf den hohen Grenzschutz der schweizer Landwirtschaft 
angewendet werden sowie auf den einfuhrseitigen Preisausgleich-
mechanismus. hinsichtlich des ausfuhrseitigen Preisausgleichme-
chanismus (exportsubventionen) gilt es zu bedenken, dass sein Ziel 
nicht die schaffung eines Wettbewerbsvorteils ist, sondern die Behe-
bung eines Wettbewerbsnachteils, verursacht durch die hohen Agrar-
rohstoffpreise als folge des Grenzschutzes. 
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Die Kombination von Grenzschutz und Preisausgleichmechanismus 
hat folgende Konsequenzen: für die schweizer nahrungsmittelindu-
strie bedeutet diese situation eine segmentierung des Marktes. Was 
ihre Produkte für den schweizer Markt betrifft, so kann sie die durch 
den Grenzschutz verursachten Mehrkosten dank dem einfuhrseitigen 
Preisausgleich an die Konsumenten weitergeben. Gleichzeitig kann 
sie ihre exportprodukte zu einem Preis im Ausland anbieten, welcher 
einer situation des freihandels entspricht, da aus ihrer Perspektive 
der Grenzschutz durch die exportsubventionen neutralisiert wird. für 
die schweizer Konsumenten bedeutet diese situation, dass sie die 
durch den Grenzschutz verursachten Mehrkosten tragen müssen. für 
den staat bedeutet diese situation, dass er durch den Grenzschutz 
und den einfuhrseitigen Preisausgleich Zolleinnahmen einnimmt, 
gleichzeitig aber für die exportsubventionen Gelder bereitstellen 
muss. Die Mittel, welche in die Exportsubventionen fliessen, werden 
schliesslich vom schweizer steuerzahler bezahlt. Die Landwirtschaft 
wiederum kann ihre Agrarrohstoffe im inland dank dem Grenzschutz 
und dem Preisausgleich zu einem höheren Preis anbieten, als wenn 
freihandel herrschen würde. insgesamt übertreffen die kombinierten 
Kosten für die Konsumenten und die steuerzahler die Gewinne für 
die Landwirtschaft. Diese situation ist somit im Vergleich zum frei-
handel gesamtvolkswirtschaftlich betrachtet wohlfahrtsmindernd. 

5. Bedeutung des protokolls Nr. 2 für die schweiz

in diesem Kapitel wird die Bedeutung des Protokolls nr. 2 für die 
schweiz analysiert. hierzu werden zunächst die entwicklung und 
die Bedeutung des handels zwischen der schweiz und der eu im 
rahmen des Protokolls nr. 2 beleuchtet. Danach wird auf die bei-
den hauptsächlich betroffenen sektoren in der schweiz, die Landwirt-
schaft und die nahrungsmittelindustrie, näher eingegangen. schliess-
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lich wird die Bedeutung des Protokolls nr. 2 für die schweiz und ihre 
Volkswirtschaft als Ganzes diskutiert.

5.1 Bedeutung des Handels im rahmen des protokolls Nr. 2 

Die schweiz ist eine kleine offene Volkswirtschaft mit einem der 
höchsten Anteile des Aussenhandels am Bruttoinlandprodukt.48 Die 
eu ist der mit Abstand wichtigste handelspartner der schweiz.49 im 
Jahr 2010 exportierte die schweiz Güter im Wert von rund 119,3 Mrd. 
franken in die eu und importierte Güter im Wert von rund 142,1 Mrd. 
franken aus der eu.50 im selben Jahr beliefen sich die exporte der 
Landwirtschaftsprodukte aus der schweiz in die eu auf einen Wert 
von 4,8 Mrd. franken, die importe auf einen Wert von 8,8 Mrd. fran-
ken.51 Die exporte der schweizer Landwirtschaftsprodukte fallen in 
erster Linie in die Kategorien Genussmittel (Kaffee, schokolade etc.) 
und Getränke, gefolgt von nahrungsmittelzubereitungen, tabak und 
Diverses sowie Milchprodukten.52

nachfolgend werden die wichtigsten entwicklungen des handels zwi-
schen der schweiz und der eu im rahmen des Protokolls nr. 2 von 
2005 – 2011 analysiert.53 
48 Bfs: „Aussenhandel – indikatoren“, http://www.bfs.admin.ch, zuletzt besucht am 
21.7.2012.
49 integrationsbüro eDA/eVD: „Bilaterale Abkommen ch-eu, freihandel“, http://
www.europa.admin.ch, zuletzt besucht am 21.7.2012.
50 Bfs: „Ausfuhr nach Wirtschaftsräumen und Bestimmungsländern 1990-2010“, 
sowie „einfuhren nach Wirtschaftsräumen und herkunftsländern 1990-2010“, http://
www.bfs.admin.ch, zuletzt besucht am 21.7.2012.
51 BLW: „Agrarbericht 2011“, Bundesamt für Landwirtschaft, Bern. s. 12.
52 BLW: „Agrarbericht 2011“, Bundesamt für Landwirtschaft, Bern. s. 14.
53 Die Analyse basiert auf statistischen Angaben von Peter huber (secO), 2012. Die 
Angaben wurden über die Aussenhandelstatistik (swissimpex) durch Aggregation der 
einzelnen tarifnummern und Zollkapitel ermittelt.  
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Die exporte von landwirtschaftlichen Verarbeitungsprodukten aus 
der schweiz in die eu haben sich in den vergangenen sieben Jahren 
mit einer wertmässigen Zunahme von rund 91%  beinahe verdoppelt 
und beliefen sich im Jahr 2011 auf rund 3,7 Mrd. franken (vgl. Ab-
bildung 3). Das Wachstum hat sich ab 2008 allerdings verlangsamt 
und war im Jahr 2011 sogar leicht rückläufig, was sich u.a. durch den 
starken schweizer franken erklären lässt.54 
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Abb. 3: handel im rahmen des Protokolls nr. 2 (tabelle i und ii). Quelle: statistische Angaben von Peter 

huber (secO), 2012. eigene Darstellung.

Aufschlussreich ist ein Blick auf die entwicklung der schweizer ex-
porte aufgeteilt in preisausgleichberechtigte Produkte (tabelle i) und 
freihandelsprodukte (tabelle ii). Die exporte von freihandelspro-
dukten weisen eine bemerkenswerte Wachstumsrate von über 306% 
auf und haben sich somit mehr als verdreifacht (vgl. Abbildung 4). im 
Jahr 2011 erreichten sie einen Wert von rund 2,1 Mrd. franken. Die-
se Dynamik ist in erster Linie durch den export von Kaffee, tee und 
Getränken bedingt. 

54 Persönliche Auskunft von Markus schlagenhof (secO), 31.5.2012.
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Abb. 4: handel der freihandelsprodukte (tabelle ii).  Quelle: statistische Angaben von Peter huber 

(secO), 2012. eigene Darstellung.  

in Bezug auf die Ausfuhren aus der schweiz von preisausgleichbe-
rechtigen Produkten, konnte zwischen 2005 und 2011 eine Wachs-
tumsrate von rund 14% verzeichnet werden, wobei die Ausfuhren seit 
2008 leicht rückläufig sind (vgl. Abbildung 5). Im Jahr 2011 lagen die 
exporte bei über 1,6 Mrd. franken. Zu den wichtigsten exportpro-
dukten zählen in dieser Kategorie schokolade, Backwaren, Kinder-
nahrungsmittel und andere nahrungsmittelzubereitungen. 
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Abb. 5: handel der preisausgleichberechtigten Produkte (tabelle i). Quelle: statistische Angaben von 

Peter huber (secO), 2012. eigene Darstellung.  
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Die importe von landwirtschaftlichen Verarbeitungsprodukten aus der 
eu beliefen sich im Jahr 2011 auf rund 2,7 Mrd. franken, wobei der 
Anteil der freihandelsprodukte über 1 Mrd. franken und der Anteil 
der preisausgleichberechtigen Produkte über 1,6 Mrd. franken aus-
machte. Die importe aus der eu im Bereich der freihandelsprodukte 
sind mit ca. 20% im Verhältnis zu den schweizer exporten derselben 
Kategorie (+306%) nur gering gewachsen und liegen heute auf einem 
deutlich tieferen niveau. hingegen weisen die importe aus der eu 
im Bereich der preisausgleichberechtigten Produkte mit ca. 30% ein 
grösseres Wachstum auf, als deren exporte aus der schweiz (+14%). 
im Jahr 2011 tauschten die schweiz und die eu im ähnlichen Wert-
umfang von rund je 1,6 Mrd. franken preisausgleichberechtigte Pro-
dukte. 

Zusammengefasst kann folgendes festgehalten werden: Die han-
delsbilanz der schweiz mit der eu im Bereich der landwirtschaftlichen 
Verarbeitungsprodukte ist heute wertmässig klar positiv. Diese situ-
ation lässt sich hauptsächlich auf die bedeutsamen schweizer ex-
porte von freihandelsgütern (Kaffee, tee, Getränke) zurückführen. 
hingegen bewegen sich die exporte der preisausgleichberechtigten 
Produkten aus der schweiz und aus der eu wertmässig im gleichen 
Grössenbereich. ferner machen die schweizer exporte, welche in 
den Geltungsbereich des Protokolls nr. 2 fallen, den Grossteil der 
Gesamtexporte der Landwirtschaftsprodukte in die eu aus. 

5.2 Bedeutung für die landwirtschaft

um die Bedeutung des Protokolls nr. 2 für die schweizer Landwirt-
schaft zu erfassen, muss zwischen den preisausgleichberechtigten 
Produkten und den freihandelsprodukten unterschieden werden. Die 
gegenseitige Zollfreiheit für freihandelsprodukte tangiert die Land-
wirtschaft nicht direkt, da diese Produkte keine Agrarrohstoffe bein-
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halten, welche agrarpolitisch von relevanz sind, wie insbesondere 
Milch und Getreide.55 im folgenden soll daher einzig die Bedeutung 
der preisausgleichberechtigten Produkte für die Landwirtschaft ana-
lysiert werden. 

reformen in der schweizer Agrarpolitik seit Anfang der 1990-er Jah-
re haben dazu geführt, dass die agrarpolitische stützung schrittweise 
reduziert und von der Produktion entkoppelt wurde.56 Die Gesamtstüt-
zung der schweizer Landwirtschaft ist heute im internationalen Ver-
gleich jedoch nach wie vor hoch. einerseits spielen öffentliche Gelder 
für Landwirtschaft und ernährung in einem umfang von ca.3,7 Mrd. 
franken jährlich eine rolle.57 Gemäss OecD machte die staatliche 
unterstützung in der schweiz im Jahr 2011 56% des einkommens 
der Landwirtschaft aus.58 Anderseits kommt dem Grenzschutz eine 
wichtige Bedeutung zu. Grenzschutzmassnahmen führen dazu, dass 
die schweizer Preise für Agrarrohstoffe weitgehend vom Weltmarkt 
abgekoppelt sind und erheblich über dem Weltmarktpreisniveau lie-
gen.59 Wie in Kapitel 3 aufgezeigt, trägt der Preisausgleichmechanis-
mus dazu bei, dass die schweizer nahrungsmittelindustrie trotz die-
ser Ausgangslage fähig ist, nationale Agrarrohstoffe zu verarbeiten 
und ihre Produkte im inland und im Ausland zu wettbewerbsfähigen 
Preisen abzusetzen.  

55 roth, thomas (2004): „Abkommen über verarbeitete Landwirtschaftsprodukte – 
eine neue etappe in den freihandelsbeziehungen mit der eu“. Die Volkswirtschaft 
9.2004.
56 Lehmann, Bernard und Lanz, simon (2012): „Grundzüge der Agrarpolitik 2014-
2017“. Die Volkswirtschaft 4.2012.
57 BLW:„Agrarbericht 2011“, Bundesamt für Landwirtschaft, Bern. s. 16.
58 OecD (2011): „switzerland - Agricultural Policy Monitoring and evaluation 2011“, 
http://www.oecd.org, zuletzt besucht am 21.7.2012.
59 harder, Werner und Jung, Vinzenz (2008): „Knappe Agrarrohstoffe: Kurzfristiges 
Phänomen oder langfristige herausforderung?“. Die Volkswirtschaft 9.2008.
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Die schweizer nahrungsmittelindustrie stellt für die schweizer Land-
wirtschaft insgesamt ein wichtiger Absatzmarkt für Agrarrohstoffe 
dar.60 im rahmen des schoggigesetzes werden Ausfuhrbeiträge für 
insbesondere folgende Agrarrohstoffe und Zwischenprodukte ge-
währt, wenn diese in form von verarbeiteten nahrungsmitteln expor-
tiert werden: Milch und Milchpulver, rahm und rahmpulver, Butter, 
Mehl und andere Mahlprodukte von Weizen, Dinkel, roggen und 
Mengkorn, sowie Keime von Weizen, roggen und Mengkorn.61 

Am wichtigsten sind die Ausfuhrbeiträge für verarbeitete Milch- und 
Getreideprodukte.62 im Jahr 2011 wurden 5,7% der in der schweiz 
produzierten Milchmenge und 9,6% der in der schweiz produzierten 
Mehlmenge im rahmen des schoggigesetzes als landwirtschaftliche 
Verarbeitungsprodukte exportiert. Der Grossteil wurde im rahmen des 
Protokolls nr. 2 in die eu exportiert und zwar 3,2% der Milchmenge 
respektive 9,3% der Mehlmenge.63 

Welche Bedeutung kann diesen Marktanteilen nun zugewiesen wer-
den? für einzelne Landwirtschaftsunternehmen im Milch- oder im 
Getreidesektor dürften diese Zahlen einen bedeutenden Marktanteil 
darstellen. seit die Budgetmittel nicht mehr vollständig ausreichen, 
organisieren sich die Branchen um den aktiven Veredelungsverkehr 
zu verhindern (vgl. 3.2). Ziel ist es, diese Marktanteile zu halten, auch 
wenn damit ein geringeres einkommen in Kauf genommen werden 
muss. einerseits dürfte die Befürchtung endgültiger Marktverluste 
eine rolle spielen. Gewisse Agrarrohstoffe oder Zwischenprodukte, 

60 Vgl. fial (2011): „Die schweizer nahrungsmittel-industrie im 2010“, 8.2011, http://
www.fial.ch, zuletzt besucht am 21.7.2012.
61 Verordnung über die Ausfuhrbeiträge für erzeugnisse aus Landwirtschaftsproduk-
ten vom 23. november 2011 (sr 632.111.723), Art.1.
62 Persönliche Auskunft von Markus schlagenhof (secO), 31.5.2012.
63 Persönliche Auskunft von Jacques chavaz und Kilian Greter (beide BLW), 
10.7.2012.
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u.a. Butter, unterstehen dem so genannt besonderen Verfahren im 
rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs.64 Dieses Verfahren ent-
spricht faktisch einer automatischen und generellen Bewilligung. 
Auch wenn die umstellung auf den aktiven Veredelungsverkehr für 
die nahrungsmittelindustrie mit einem gewissen Aufwand verbunden 
ist (Logistik, möglicher Einfluss auf die Rezeptur, etc.)65, dürften dafür 
die regulatorischen hürden im rahmen des besonderen Verfahrens 
relativ gering sein. Anderseits kann durch die aktuelle Überschus-
sproblematik insbesondere bei schweizer Milch und Butter die Be-
reitschaft erklärt werden, weswegen ein geringeres einkommen in 
Kauf genommen wird. für die Landwirtschaft dürfte es immer noch 
attraktiver sein, ihre Produkte zu einem reduzierten Preis auf dem in-
landmarkt zu verkaufen, anstatt zum Weltmarktpreis zu exportieren.66

Abgesehen vom oben aufgezeigten exportseitigen effekt ist auch der 
importseitige effekt des Preisausgleichs für die Landwirtschaft von 
Bedeutung.67 Anhand einfuhrabgaben auf landwirtschaftliche Ver-
arbeitungsprodukte wird sichergestellt, dass ausländische Produkte 
nicht aufgrund billigerer Agrarrohstoffe günstiger als inländische Pro-
dukte auf dem schweizer Markt angeboten werden. Der Absatz jener 
schweizer Agrarrohstoffe, welche schliesslich in form von preisaus-
gleichberechtigten Produkten auf den inländischen Markt gelangen, 
wird somit ebenfalls unterstützt.68 
Aus der Perspektive der Landwirtschaft sind die Preisausgleichmass-
nahmen im rahmen des Protokolls nr. 2 klar von Bedeutung. Voll-

64 Zollverordnung vom 1. november 2006 (sr 631.01), Art. 170.
65 Persönliche Auskunft von Markus schlagenhof (secO), 31.5.2012, sowie 
Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012.
66 Persönliche Auskunft von Jacques chavaz und Kilian Greter (beide BLW), 
10.7.2012.
67 ibid. 
68 Angaben zum umfang dieser Agrarrohstoffe liegen im rahmen dieser Arbeit nicht 
vor. 
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umfänglich wird dies jedoch erst ersichtlich, wenn der Preisausgleich-
mechanismus als Massnahme erkannt wird, um den allgemein ho-
hen Grenzschutz der Landwirtschaft mit zu ermöglichen. Denn sollte 
der Preisausgleich nicht mehr durchsetzbar sein, dürfte aufgrund der 
Konsequenzen für die verarbeitende nahrungsmittelindustrie der poli-
tische Druck richtung Liberalisierung der Landwirtschaft steigen.

5.3 Bedeutung für die Nahrungsmittelindustrie 

Wie in 5.1 aufgezeigt, exportierte die schweizer nahrungsmittelindu-
strie im rahmen des Protokolls nr. 2 im Jahr 2011 landwirtschaftliche 
Verarbeitungsprodukte im Wert von rund 3,7 Mrd. franken. Diese 
exporte sind für die betroffenen unternehmen der nahrungsmittel-
industrie von Bedeutung, damit sie gewisse skalenerträge realisie-
ren können.69 Allgemein fördern geeignete rahmenbedingungen für 
den export den Produktionsstandort schweiz. so spielte der im Ab-
kommen über landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte verhandelte 
freihandel für Kaffee einen mitentscheidenden faktor für nestlé, sei-
nen Produktionsstandort schweiz weiter auszubauen.70 

Auch um die Bedeutung des Protokolls nr. 2 für die nahrungsmittel-
industrie zu analysieren, gilt es zu differenzieren zwischen den preis-
ausgleichberechtigten Produkten und den freihandelsprodukten.

insbesondere die exporte von freihandelsprodukten verzeichneten in 
den letzten sieben Jahren ein bedeutendes Wachstum und erreichten 
2011 einen Wert von 2,1 Mrd. franken. Diese entwicklung lässt den 
schluss zu, dass die betroffenen Produkte von grosser Bedeutung für 
die schweizer nahrungsmittelindustrie sind und auch Zukunftspoten-
zial aufweisen. es gilt dabei zu bedenken, dass dieses Wachstum in 
69 Persönliche Auskunft von Markus schlagenhof (secO), 31.5.2012.
70 Persönliche Auskunft von Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012.
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erster Linie auf den export von Kaffee, tee und Getränken zurück-
zuführen ist. 

Die exporte der preisausgleichberechtigen Produkte haben sich im 
Vergleich eindeutig weniger dynamisch entwickelt. nichtsdestotrotz 
beliefen sie sich im Jahr 2011 auf einen Wert von 1,6 Mrd. franken. 
Was ist nun in diesem Zusammenhang die Bedeutung des Preisaus-
gleichmechanismus für die betroffene schweizer nahrungsmittelin-
dustrie? 

im Vergleich zu einem exportvolumen von 1,6 Mrd. franken schei-
nen Ausfuhrbeiträge in der Grössenordnung von 70 Mio. franken, 
wovon 2011 wiederum nur 65% für Ausfuhren in die eu eingesetzt 
wurden, bescheiden. es gilt jedoch zu beachten, dass die Margen 
im Detailhandel teilweise sehr gering sind, wodurch diese Ausfuhr-
beiträge einen wichtigen Einfluss auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
schweizer exporteure auf dem eu-Markt haben können.71 Zugang 
zu konkurrenzfähigen rohstoffen ist ein faktor von vielen in Bezug 
auf die Produktionskosten und die Wahl des Produktionsstandortes. 
Die rohstoffkosten dürften mit ca. 50% der Gesamtkosten ab fabrik 
aber unbestritten eine rolle spielen.72 Wie in Kapitel 4 aufgezeigt, 
werden aus der Perspektive der nahrungsmittelindustrie die Kosten 
des hohen Grenzschutzes für ihre exportprodukte durch die export-
subventionen aufgefangen. 

Auch bei der Beurteilung des Preisausgleichs für die nahrungsmit-
telindustrie gilt es neben dem exportseitigen effekt auch den import-
seitigen effekt zu berücksichtigen. importzölle auf landwirtschaftliche 
Verarbeitungsprodukte tragen dazu bei, dass die schweizer nah-
rungsmittelindustrie auch auf dem schweizer Markt wettbewerbsfä-

71 Persönliche Auskunft von Markus schlagenhof (secO), 31.5.2012.
72 Angaben zu den Kosten: Persönliche Auskunft von Mathias Bergundthal (nestlé 
schweiz), 5.7.2012.
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hig ist. Die durch den Grenzschutz verursachten höheren Beschaf-
fungskosten für Agrarrohstoffe können somit an die Konsumenten 
weitergegeben werden (vgl. Kapitel 3).  

Grundsätzlich unterstützt die schweizer nahrungsmittelindustrie eine 
produzierende Landwirtschaft und bevorzugt aus Gründen der lang-
jährigen Beziehung zu den Lieferanten, der nachhaltigkeit und der 
transportwege inländische rohstoffe.73 Auch die „swissness“ ist ein 
wichtiger faktor, selbst wenn diese in der Konsumentenwahrnehmung 
im Ausland in erster Linie für die herstellung in der schweiz steht.74 
Generell kann davon ausgegangen werden, dass die nahrungsmitte-
lindustrie die Verwendung von schweizer Agrarrohstoffen bevorzugt, 
solange sich dies für sie wirtschaftlich gesehen rechtfertigen lässt.75 
Dies dürfte unter den aktuellen rahmenbedingungen für ihre export-
produkte solange der fall sein, wie der dafür zu bezahlende Preis 
zusammen mit den Vorteilen der Verwendung von schweizer Agrar-
rohstoffen vorteilhafter als die Beschaffung von Agrarrohstoffen im 
aktiven Veredelungsverkehr ist. in diesem Zusammenhang gilt es zu 
bedenken, dass die umstellung auf den aktiven Veredelungsverkehr 
für die nahrungsmittelindustrie mit einem gewissen Aufwand verbun-
den ist (Logistik, möglicher Einfluss auf die Rezeptur, etc.).76 Zudem 
müssen gleichzeitig weiterhin nationale Agrarrohstoffe für die Pro-
dukte für den inländischen Markt bezogen werden. 

Die aktuelle situation ist allerdings aufgrund der knappen Budget-
mittel mit einer gewissen Planungs- und rechtsunsicherheit für die 

73 Persönliche Auskunft von Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012.
74 Persönliche Auskunft von franz urs schmid (fial), 11.7.2012.
75 Persönliche Auskunft von Jacques chavaz und Kilian Greter (beide BLW), 
10.7.2012.
76 Persönliche Auskunft von Markus schlagenhof (secO), 31.5.2012, sowie von 
Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012.
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verarbeitende nahrungsmittelindustrie verbunden.77 für die nah-
rungsmittelindustrie ist der Agrarfreihandel nicht zuletzt deswegen 
durchaus eine denkbare Alternative zur aktuellen situation. Dadurch 
würden sich die Preise der Agrarrohstoffe in der schweiz jenen im 
Ausland bzw. jenen in der eu angleichen und der Preisausgleichme-
chanismus würde überflüssig. Eine solche Entwicklung wird als Chan-
ce betrachtet.78 somit würden klare rahmenbedingungen herrschen 
und das komplizierte system von Preisausgleich, privatrechtlichen 
Massnahmen, Veredelungsverkehr und importkontingenten würde 
hinfällig. Wichtig ist aus Perspektive der nahrungsmittelindustrie ins-
besondere die reihenfolge allfälliger reformen. Der Preisausgleich-
mechanismus sollte erst dann wegfallen, wenn die reformen in der 
Landwirtschaft stattgefunden haben und der Marktzugang im Ausland 
sichergestellt ist.79 

5.4 Gesamtvolkswirtschaftliche Bedeutung für die schweiz

in Bezug auf die freihandelsprodukte kann deren gegenseitige Zoll-
freiheit aus volkswirtschaftlicher Perspektive als grundsätzlich positiv 
gewertet werden (vgl. Kapitel 4). Die folgende Analyse beschränkt 
sich deswegen auf den teilaspekt der preisausgleichberechtigten 
Produkte. 

Der Preisausgleich im rahmen des Protokolls nr. 2 kann als eine 
Konsequenz der schweizer Agrarpolitik betrachtet werden. um des-
sen Bedeutung für die schweiz als Ganzes zu analysieren, müssen 
deswegen auch die Wirkungen der Agrarpolitik bedacht werden. Wie 
in Kapitel 4 aufgezeigt, ist der dem Protokoll nr. 2 zu Grunde liegen-

77 Persönliche Auskunft von Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012, sowie 
von franz urs schmid (fial), 11.7.2012.
78 ibid.
79 Persönliche Auskunft von Mathias Bergundthal (nestlé schweiz), 5.7.2012.
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de landwirtschaftliche Grenzschutz zusammen mit den Wirkungen 
des Preisausgleichmechanismus aus volkswirtschaftlicher Perspek-
tive wohlfahrtsmindernd. neben dem allgemeinen Wohlfahrtsverlust 
findet eine Umverteilung der Wohlfahrt von den Konsumenten und 
steuerzahlern auf die Landwirtschaft statt.

ferner gilt es auch die Opportunitätskosten einer solchen Politik zu 
bedenken. Die schweizer exporte sind für die schweizer Volkswirt-
schaft zentral (vgl. 5.1). somit kommt auch den freihandelsabkommen 
mit anderen Partnern als der eu eine wichtige Bedeutung zu, insbe-
sondere vor dem hintergrund der stockenden multilateralen Verhand-
lungen im rahmen der WtO. es ist wahrscheinlich, dass die schweiz 
noch mehr von Freihandelsabkommen profitieren könnte, wenn sie zu 
grösseren Konzessionen im Bereich der Landwirtschaft in der Lage 
wäre.80 Beispielsweise stellt in den aktuell laufenden Verhandlungen 
über ein freihandelsabkommen mit china eine allfällige Marktöffnung 
in der Landwirtschaft einen höchst kontroversen Punkt dar.81 Auch 
was die schweizer exportsubventionen für landwirtschaftliche Verar-
beitungsprodukte selbst betrifft, steht diesen nicht nur die eu kritisch 
gegenüber, sondern auch zunehmend ihre anderen Verhandlungs- 
partner für ein freihandelsabkommen.82 

im Vergleich zu einem umfassenden freihandel im Agrar- und Le-

80 Abt, Marianne (2009): „Bedeutung der freihandelsabkommen mit Partnern 
ausserhalb der eu“, http//:www.seco.admin.ch, zuletzt besucht am 21.7.2012.
81 siehe z.B. neue Zürcher Zeitung nZZ (2012): „Agrarwirtschaft als harte nuss“, 
9.7.2012, sowie Aeppli, Matteo (2012): „freihandelsabkommen mit china – Vorteile 
auch für die Agrarwirtschaft“, 13.7.2012, http//:www.agrarpolitik-blog.com, zuletzt 
besucht am 21.7.2012.
82 Persönliche Auskunft von Peter huber (secO), 6.6.2012, sowie vgl. Oberzoll- 
direktion, sektion ZAV: „Verbot Ausfuhrbeiträge im Bereich der landwirtschaftlichen 
Verarbeitungsprodukte in freihandelsabkommen mit Dritt-Ländern“, 5.6.2012, http://
www.evz.admin.ch, zuletzt besucht am 21.7.2012.
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bensmittelbereich mit der eu, bedeutet der Preisausgleichmechanis-
mus im rahmen des Protokolls nr. 2 zusammen mit dem ihm zu Grun-
de liegenden Grenzschutz in der Landwirtschaft eine Verkleinerung 
der Wohlfahrt für die schweiz. ferner kann angenommen werden, 
dass generell der Grenzschutz in der Landwirtschaft zu Opportuni-
tätskosten in der form von suboptimalem Marktzugang für schweizer 
Güter und Dienstleistungen im rahmen von freihandelsabkommen 
führt.

5.5 Fazit

einerseits liegt die Vermutung nahe, dass das Protokoll nr. 2 und 
dessen Preisausgleichmassnahmen basierend auf dem schoggige-
setz in erster Linie im interesse der Landwirtschaft liegen. Auf der 
anderen seite gilt es zu bedenken, dass die Landwirtschaft in der 
schweiz gemäss Art. 104 der Bundesverfassung eine multifunkti-
onale Aufgabe zu erfüllen hat.83 hierzu gehört der Beitrag zu einer 
sicheren Versorgung, einer intakten umwelt und einer dezentralen 
Besiedlung. Zudem soll der Bund naturnahe, umwelt- und tierfreund-
liche Produktionsformen fördern. 

Diese multiplen Aufgaben machen offensichtlich, dass eine simple 
reduktion der Wohlfahrt auf das Bruttoinlandprodukt nicht ausreicht. 
Letztlich geht es darum, wie viel eine Gesellschaft für eine multifunk-
tionale Landwirtschaft zu bezahlen bereit ist und darum, die hierfür 
effizientesten wirtschafts- und handelspolitischen Instrumente zu 
identifizieren. Zudem müssen diese Instrumente national und inter-
national durchsetzbar sein. in Bezug auf das Protokoll nr. 2 und des-
sen Preisausgleichmassnahmen stellt sich das drängendste Problem 
bei der Durchsetzbarkeit auf internationaler ebene. 
83 Bundesverfassung der schweizerischen eidgenossenschaft vom 18. April 1999 
(sr 101), Art. 104.
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6. Evaluation Handlungsdruck und skizzierung möglicher 
szenarien

Die exportsubventionen stellen das Grundproblem dar, weshalb das 
Protokoll nr. 2 unter Druck steht (vgl. Kapitel 3). heute besteht ein 
breiter Konsens, dass exportsubventionen international ein Auslauf-
modell darstellen und in der Zukunft abgeschafft werden müssen. Die 
kritische frage betrifft demnach mögliche Alternativen zur aktuellen 
situation. Diese werden im folgenden grob umrissen dargestellt: 

Aus volkswirtschaftlicher Perspektive betrachtet stellt eine Liberali-
sierung der Landwirtschaft und die daraus zu erwartende Anpassung 
der schweizer Preise für Agrarrohstoffe an die eu bzw. Weltmarkt-
preise die optimale Lösung dar. somit würden Preisausgleichmass-
nahmen überflüssig. In Anbetracht der Tatsache, dass die Preis-
ausgleichmassnahmen eine Konsequenz des Agrarschutzes sind, 
scheint dieses szenario logisch. Anderseits scheint es unrealistisch, 
dass der Abbau von exportsubventionen für landwirtschaftliche Ver-
arbeitungsprodukte einen solchen Grundsatzentscheid in der Agrar-
politik bewirken könnte. Dies dürfte erst im Zusammenhang mit inter-
nationalen Verpflichtungen realistisch werden. Aktuell wird eine Libe-
ralisierung der Landwirtschaft in erster Linie in einem freihandelsab-
kommen mit der eu (fhAL), oder im rahmen der WtO-Doha-runde 
angestrebt. sowohl das fhAL als auch die Doha-runde sind jedoch 
ins stocken geraten und mit raschen fortschritten ist in beiden Be-
reichen nicht zu rechnen. 

es ist also wahrscheinlich, dass der Abbau der exportsubventionen 
den in absehbarer Zeit grösseren handlungsdruck darstellt als die 
Liberalisierung der Landwirtschaft. Konkret würde dies bedeuten, 
dass zumindest der ausfuhrseitige Preisausgleich im rahmen des 
schoggigesetzes und somit auch im rahmen des Protokolls nr. 2 in 
Zukunft nicht mehr haltbar wäre. Wenn nun gleichzeitig keine Libe-
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ralisierung der Landwirtschaft möglich ist, was wären dann mögliche 
szenarien? 

ein erstes szenario betrifft die Ausweitung des aktiven Veredelungs-
verkehrs im sinne einer teilliberalisierung. Dies würde in erster Linie 
den Verlust von Marktanteilen für die Landwirtschaft bedeuten. ein 
weiteres szenario wäre die Ausweitung der privatrechtlichen Mass-
nahmen. Dass die Übernahme der gesamten Preisdifferenz durch 
die Branche aber machbar wäre, ist unwahrscheinlich. eher realis-
tisch wäre daher eine Kombination der szenarien 1 und 2, d.h., eine 
gleichzeitige Ausweitung des aktiven Veredelungsverkehrs und der 
privatrechtlichen Massnahmen. ein letztes szenario, bzw. eine wei-
tere mögliche Konsequenz, stellt die Abwanderung von Vertretern der 
nahrungsmittelindustrie ins Ausland dar.84 

7. schlussfolgerungen

Die handelsbilanz der schweiz mit der eu im Bereich der landwirt-
schaftlichen Verarbeitungsprodukte, welche in den Geltungsbereich 
des Protokolls nr. 2 fallen, ist heute wertmässig klar positiv. Diese 
situation ist in erster Linie das resultat der bedeutsamen schweizer 
exporte im Bereich der freihandelsprodukte. Die schweizer exporte 
der preisausgleichberechtigten Produkte haben sich im Vergleich we-
niger dynamisch entwickelt. 

Bei der Beurteilung der Bedeutung des Protokolls nr. 2 für die schweiz, 
muss zwischen den freihandelsprodukten und den preisausgleichbe-
rechtigten Produkten differenziert werden. Was die erste Kategorie 
betrifft, so kann deren gegenseitige Zollfreiheit aus volkwirtschaftlicher 

84 siehe z.B. neue Zürcher Zeitung nZZ (2009): „nestlé warnt vor fabrikschliessun-
gen“, 19.4.2009.
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Perspektive als grundsätzlich positiv gewertet werden. Der handel 
mit den preisausgleichberechtigten Produkten bringt den einsatz 
von einfuhrabgaben (importzöllen) und Ausfuhrbeiträgen (export-
subventionen) durch die schweiz mit sich. Diese handelspolitischen 
Massnahmen können als eine Konsequenz der schweizer Agrar- 
politik und den daraus resultierenden hohen Agrarrohstoffpreisen 
gewertet werden. im Vergleich zu einem umfassenden freihandel 
im Agrar- und Lebensmittelbereich mit der eu bedeutet der Preis-
ausgleichmechanismus im rahmen des Protokolls nr. 2 zusammen 
mit dem ihm zu Grunde liegenden Grenzschutz in der Landwirtschaft 
eine Verkleinerung der Wohlfahrt für die schweiz. neben dem allge-
meinen Wohlfahrtsverlust findet eine Umverteilung der Wohlfahrt von 
den Konsumenten und steuerzahlern auf die Landwirtschaft statt. 

Die Aufrechterhaltung des Preisausgleichs im rahmen des Proto-
kolls nr. 2 ist in erster Linie für die Landwirtschaft von Bedeutung. 
Die nahrungsmittelindustrie bevorzugt die Verwendung von schwei-
zer Agrarrohstoffen, solange sich dies für sie wirtschaftlich gesehen 
rechtfertigen lässt. insbesondere wenn schweizer Agrarrohstoffe in 
Zukunft nicht mehr ausreichend und zu einem wettbewerbsfähigen 
Preis erhältlich sein sollten, stellt aus Perspektive der nahrungsmit-
telindustrie der freihandel im Agrar- und Lebensmittelbereich eine 
chancenreiche Alternative zur aktuellen situation dar. 

Die Zukunft des Protokolls nr. 2 ist hauptsächlich aufgrund der darin 
vorgesehenen exportsubventionen im rahmen des Preisausgleich-
mechanismus fraglich. es besteht ein breiter Konsens, dass export-
subventionen international ein Auslaufmodell darstellen, insbeson-
dere aufgrund der WtO-Ministererklärung von hongkong von 2005. 
Die Budgetknappheit im rahmen des schoggigesetzes sowie die 
kritische haltung der eu gegenüber den schweizerischen exportsub-
ventionen für landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte stellen eine 
weitere herausforderung für die Zukunft des Protokolls nr. 2 dar. 
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Die frage möglicher Alternativen zur aktuellen situation ist heikel 
und weitreichend, da eine Diskussion über eine künftige Abschaffung 
dieser exportsubventionen an die Diskussion über eine künftige Li-
beralisierung der schweizer Landwirtschaft gekoppelt ist. Mögliche 
Alternativen reichen von einer grundsätzlichen Liberalisierung der 
Landwirtschaft, über eine teilliberalisierung im rahmen einer Aus-
weitung des aktiven Veredelungsverkehrs, über eine Ausdehnung 
der privatrechtlichen Massnahmen, bis hin zu einer Abwanderung 
von Vertretern der nahrungsmittelindustrie ins Ausland. 

Aus volkswirtschaftlicher Perspektive betrachtet, stellt eine Libera-
lisierung der Landwirtschaft und die daraus zu erwartende Anpas-
sung der schweizer Preise für Agrarrohstoffe an die eu bzw. an die 
Weltmarktpreise die optimale Lösung dar. somit würden Preisaus-
gleichmassnahmen überflüssig. Eine solch weitgehende Reform in 
der schweizer Agrarpolitik dürfte aber erst im rahmen internationa-
ler Verpflichtungen realistisch werden. Solch ein Szenario wiederum 
scheint heute in weiter ferne, da in absehbarere Zeit mit keinen gros-
sen fortschritten in den relevanten Verhandlungen im rahmen der 
WtO, sowie im rahmen eines freihandelsabkommen im Agrar- und 
Lebensmittelbereich mit der eu, zu rechnen ist. Der handlungsdruck 
für eine gänzliche Abschaffung aller exportsubventionen dürfte hin-
gegen anhalten und womöglich steigen, womit eine Ausweitung des 
aktiven Veredelungsverkehrs allenfalls verbunden mit einer Auswei-
tung der privatrechtlichen Massnahmen durch die Branche ein rea-
listisches szenario darstellt. Die nahrungsmittelindustrie würde für 
ihre exportprodukte ausländische Agrarrohstoffe zollfrei importieren 
und für ihre Produkte für den inländischen Markt weiterhin schwei-
zer Agrarrohstoffe verwenden. Dieses szenario würde in erster Li-
nie einen gewissen Marktanteilverlust und allenfalls eine gewisse 
Preissenkung für die schweizer Landwirtschaft bedeuten, sowie im 
internationalen Vergleich anhaltend hohe Kosten für die schweizer 
Konsumenten von preisausgleichberechtigten Produkten.  
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